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MEDIENMITTEILUNG 

22. August 2012 

 
Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der Schweiz und Frankreich 
Der Walliser Staatsrat lehnt die Ratifizierung durch das Parlament in Bern ab 
 
(IVS).- Der Walliser Staatsrat lehnt die Ratifizierung des Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung bei Erbschaftssteuern zwischen der 
Schweiz und Frankreich ab. Er verlangt vom Bundesrat die Neuverhandlung des 
Abkommens. Der Kanton ist der Meinung, dass das exklusive 
Besteuerungsrecht des mobilen Vermögens dem Staat des letzten Wohnsitzes 
des Verstorbenen vorbehalten sein soll; desgleichen soll der Ansässigkeitsstaat 
die Besteuerung der Liegenschaften vornehmen können.   

Am 5. Juli 2012 wurde ein neues Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei Erbschaftssteuern zwischen Frankreich und der Schweiz ausgehandelt. Der 
Staatsrat des Kantons Wallis hat an seiner Sitzung vom 22. August 2012 entschieden, 
sich gegen die Ratifizierung des Abkommens in den parlamentarischen Kammern in 
Bern auszusprechen. Er verlangt vom Bundesrat eine Neuverhandlung.  
 
Frankreich will die Gesamtheit der Vermögenswerte (Liegenschaften und mobiles 
Vermögen) einer zuletzt in der Schweiz wohnhaften Person bei den in Frankreich 
wohnhaften Erben und Begünstigten besteuern. Die neue Vereinbarung widerspricht 
auf fundamentaler Art und Weise den Prinzipen des OECD Musterabkommens und 
des 1953 abgeschlossenen Abkommens zwischen der Schweiz und Frankreich, 
welches die Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Erbschaftssteuern zum Ziel 
hat.  
 
Die Aufhebung des Besteuerungsrechtes für den Staat des letzten Wohnsitzes des 
Verstorbenen für mobile Vermögenswerte und des Grundsatzes der Besteuerung des 
Ansässigkeitsstaates für Liegenschaften hätte sehr negative Folgen für die Schweiz im 
Allgemeinen und für das Wallis im Besonderen.  
 
Die neue Vereinbarung mindert die Attraktivität der Schweiz. Bund, Kanton und 
Gemeinden hätten immense Steuerausfälle bei den Einkommens- und 
Vermögenssteuern zu beklagen.  
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